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dern Politik für wenige zulasten der Mehrheit � ob in der
Gesundheitspolitik, in der Energiepolitik, bei den Hotel-
steuern oder anderswo.

(Norbert Barthle [CDU/CSU]: Das ist pure
Demagogie, was Sie da betreiben! Das ist
schäbig!)

Sie machen Politik gegen das Gemeinwohl. Das schadet
dem Ansehen aller demokratischen Parteien, leider nicht
nur den schwarz-gelben Koalitionsparteien.

Wir aber werden Alternativen auf den Tisch legen.

(Otto Fricke [FDP]: Das sehen wir an NRW!)

Konsolidierung geht gerechter, und Konsolidierung geht
intelligenter, als es Schwarz-Gelb derzeit macht.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:

Das Wort hat nun Claudia Winterstein für die FDP-
Fraktion.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Dr. Claudia Winterstein (FDP):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Die Redner der Opposition haben in dieser De-
batte zum Haushaltsbegleitgesetz und in den Debatten
zum Haushalt 2011 ein völlig düsteres Bild gezeichnet.
Es war von sozialem Kahlschlag, von Unausgewogen-
heit die Rede.

(Bettina Hagedorn [SPD]: Zu Recht!)

Aber, meine Damen und Herren von der Opposition,
lieber Herr Schneider, diese Vorwürfe sind haltlos, ja un-
seriös. Gemessen am Anteil der Sozialausgaben am
Haushalt kann von sozialem Kahlschlag überhaupt keine
Rede sein. Auch Herr Heil sollte dies zur Kenntnis neh-
men.

Die öffentliche Verschuldung in Deutschland beträgt
unvorstellbare 1,7 Billionen Euro.

(Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Das Geldver-
mögen beträgt 4 Billionen!)

Das heißt, jeder Bürger, vom Baby bis zum Greis, steht
mit über 20 000 Euro in der Kreide. Wenn wir so weiter-
machen, haben wir keinen Handlungsspielraum für die
Zukunft, und das ist unfair gegenüber der jungen Gene-
ration.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU � Zu-
rufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Allein der Bund zahlt in diesem Jahr über 36 Milliar-
den Euro an Zinsen. Das ist Geld, das wir an anderer
Stelle wesentlich besser gebrauchen könnten.

(Miriam Gruß [FDP]: Genau!)

Deswegen hat sich auch die christlich-liberale Koalition
das vielleicht unpopuläre, aber notwendige Ziel gesetzt,
diese massive Verschuldung endlich abzubauen.

(Zuruf von der SPD: Aber doch nicht mit der
höchsten Nettoneuverschuldung der Nach-
kriegszeit!)

Das Sparpaket macht deutlich, dass jeder seinen Beitrag
zur Sanierung der Finanzen zu leisten hat, der Staat, die
Wirtschaft und der Bürger. So sparen wir im staatlichen
Bereich etwa bei der Verwaltung, bei den Subventionen
oder bei den Verteidigungsausgaben. Über die Kern-
brennstoffsteuer, die Streichung von Steuervergünsti-
gungen und die Luftverkehrsabgabe beteiligen wir natür-
lich auch die Wirtschaft an den Sparmaßnahmen, und
auch der Sozialbereich muss einen angemessenen Bei-
trag leisten. Uns deswegen sozialen Kahlschlag vorzu-
werfen, ist falsch; denn auch 2011 fließen weiterhin
158,8 Milliarden Euro, nämlich 51,7 Prozent des gesam-
ten Bundeshaushalts, also mehr als die Hälfte aller Aus-
gaben des Staates, in den sozialen Bereich.

Wichtig ist uns, dass mehr Menschen unabhängig von
sozialen Leistungen leben können. Der bislang gezahlte
Zuschlag beim Übergang vom Bezug des Arbeitslosen-
geldes I zum Bezug des Arbeitslosengeldes II hat hierbei
falsche Anreize gesetzt. Dewegen wird er auch gestri-
chen.

(Abg. Bettina Hagedorn [SPD] meldet sich zu
einer Zwischenfrage)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Frau Kollegin, gestatten Sie eine Zwischenfrage von

der SPD-Fraktion?

Dr. Claudia Winterstein (FDP):
Nein, ich möchte gern fortfahren.

(Zuruf von der SPD: Ach, wie bedauerlich!)

Wir gehen die notwendigen Kürzungen maßvoll und
zielgenau an. Das ist schon gesagt worden. Dessen kön-
nen Sie sicher sein, Herr Schneider.

(Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: Dass das
Ihr Ziel ist, wissen wir!)

Ich möchte dazu ein weiteres Beispiel herausgreifen:
Für Bezieher des Arbeitslosengeldes II werden künftig
keine Rentenbeiträge mehr gezahlt.

(Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: Schlimm
genug!)

Auch das ist schon gesagt worden. Dem einzelnen Ar-
beitslosen schadet diese Maßnahme allerdings kaum. Er
verliert einen zusätzlichen Rentenanspruch von gerade
einmal 2 Euro, Herr Heil. Der Bund spart dadurch aber
jährlich 1,8 Milliarden Euro ein. Das ist eine stattliche
Summe, mit der man viel Gutes tun kann.

(Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Zulasten der
Kommunen! � Bettina Hagedorn [SPD]: Er
spart nicht, er verschiebt es in die Zukunft!
Dadurch müssen in naher Zukunft die Renten-
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beiträge erhöht werden, aber das ist Ihnen ja
wurscht!)

Diese Beispiele zeigen auf: Wir steigern die Effizienz
des Sozialstaates und stellen ihn auf eine solide finan-
zielle Grundlage.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU �
Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: Aber die
Rentenversicherung plündern Sie! � Weitere
Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Die Sicherung unserer Sozialsysteme ist genauso
wichtig wie die Schaffung von Wirtschaftswachstum
und mehr Arbeitsplätzen.

(Bettina Hagedorn [SPD]: Bei dieser Koalition
nicht!)

Diesem Ziel werden wir gerecht, weil wir im Haushalt
2011 und auch in den Folgejahren viel Geld in Zukunfts-
bereiche wie Forschung, Bildung und erneuerbare Ener-
gien investieren.

(Sven-Christian Kindler [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: In die Atomenergie!)

Wir müssen im Haushalt die richtigen Prioritäten set-
zen

(Bettina Hagedorn [SPD]: Das ist wohl wahr!)

und wollen deshalb natürlich auch die Investitionen stei-
gern. Daher wird in den Bereichen Forschung und Bil-
dung auch keine Kürzung vorgenommen, sondern es
werden 12 Milliarden Euro draufgesattelt. Auch im Ver-
kehrsbereich investieren wir mehr als vor der Krise. Das
müssen Sie einmal zur Kenntnis nehmen.

(Lachen der Abg. Bettina Hagedorn [SPD])

Unser Sparkurs ist richtig, damit unser Staat auch in
Zukunft die Schwachen und Bedürftigen in unserer Ge-
sellschaft unterstützen kann.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU � Zu-
rufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Nur ein finanziell solider Staat ist ein starker Staat. Sie,
meine Damen und Herren von der Opposition, schüren
hingegen aus durchsichtigen Gründen die Angst der
Menschen und betreiben Panikmache gegen die Politik
der Regierung. An konstruktiven Vorschlägen fehlt es
bei Ihnen völlig.

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:

Frau Kollegin, Sie müssen zum Ende kommen!

Dr. Claudia Winterstein (FDP):

Sie machen das nach dem Motto: Freiheit von Verant-
wortung. Das scheint eher Ihre Devise zu sein.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:

Das Wort hat nun Norbert Barthle für die CDU/CSU-
Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Norbert Barthle (CDU/CSU):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Zu Beginn meiner Rede möchte ich ganz kurz
auf das eingehen, was wir von unserem Kollegen Bonde
zu Stuttgart 21 und den Demos gehört haben. Jeder von
uns in diesem Hause bedauert es, wenn bei einer De-
monstration Menschen verletzt werden. Das Demonstra-
tionsrecht ist ein Grundrecht, zu dem wir alle stehen. Die
freie Meinungsäußerung ist ein Kennzeichen unserer
freien Gesellschaft.

Lieber Kollege Bonde, an dieser Stelle muss ich aber
auch eines sagen: In der Art und Weise, wie Sie das ge-
gen Stuttgart 21 instrumentalisieren, ist es nicht in Ord-
nung.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP �
Alexander Bonde [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was?)

Ich habe mich bei den Polizeibehörden kundig gemacht.
Tatsache ist: Es handelt sich um eine Schülerdemo.
Diese Schülerdemo war für die Lautenschlagerstraße ge-
nehmigt. Von den Stuttgart-21-Gegnern wurde diese De-
monstration in den Bereich des Schlossgartens umge-
lenkt; dort sollten die laufenden Bauarbeiten gestört
werden. Wenn es dann im Rahmen dieser nicht geneh-
migten Demo zu Verletzungen kommt, dann muss ich
den Gegnern von Stuttgart 21 den Vorwurf machen, dass
sie so etwas billigend in Kauf nehmen.

(Bettina Hagedorn [SPD]: Schülerdemo!)

Dies halte ich für nicht in Ordnung. Wenn die Ordnungs-
kräfte des Staates die öffentliche Ordnung herstellen

(Bettina Hagedorn [SPD]: Gegen 14-Jährige!)

und es dabei Verletzungen gibt, dann ist es nicht in Ord-
nung, dies einseitig denjenigen in die Schuhe zu schie-
ben, die dafür sorgen, dass dieses Projekt gebaut wird.
Das muss ich an dieser Stelle in aller Deutlichkeit sagen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:

Kollege Barthle, gestatten Sie gleich zwei Zwischen-
fragen? Ich vermute, sie sind zum selben Thema.

Norbert Barthle (CDU/CSU):

Ja, gerne, da können wir gerne noch ein Disput füh-
ren.

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:

Herr Kollege Bonde, und danach der Kollege von der
Linksfraktion.


